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Anmerkungen zu humanitären und rechtlichen Herausforderungen eines 
möglichen Waffenstillstands im russisch-ukrainischen Krieg 

Input von Alexej Klutschewsky beim Friedensfrühstück von AbFaNG  
am 31. August 2025 

 
Abseits der dominanten Diskussionen über Geopolitik, Machtpolitik, Wirtschaftspolitik und Kriegsverbrechen1 
verdienen einige humanitäre Aspekte des Ukrainekrieges mehr Aufmerksamkeit. 
Neben Medienmeldungen über einen verschärften Drohnenkrieg mit einer scharfen Belastung der 
Zivilbevölkerung gibt es zunehmend Hinweise darauf, dass ein Waffenstillstand, wenn auch kein dauerhafter 
Friede, im russisch-ukrainischen Konflikt in Sicht sein könnte. 
Der Weg zu einem nachhaltigen Frieden beginnt mit einem langfristigen Waffenstillstand. Dieser setzt jedoch 
nicht nur die Bewältigung akuter humanitärer Herausforderungen voraus, sondern auch die Lösung von 
weniger sichtbaren Menschenrechts- und privatrechtlichen Problemen, die zwangsläufig aus den 
Kriegsereignissen resultieren. 

 

1. Unmittelbare Herausforderungen nach einem Waffenstillstand 

Die nachhaltige Absicherung eines Waffenstillstands, vermutlich entlang der gegenwärtigen Frontlinie, würde 
die Lösung einer Reihe dringender Probleme erforderlich machen. Dazu gehören: 

1.1 Sprachenpolitik, Kulturpolitik und Minderheitenrechte 

Die Aufhebung des Gesetzes über Regionalsprachen im Februar 2014, wonach Ukrainisch zur alleinigen Staats- 
und Amtssprache der Ukraine wurde, war ein katalysierender Faktor für die zivilen Unruhen auf der Krim und 
in der Ostukraine, die auch als Rechtfertigung für die russische Invasion dienten. Die forcierte Ukrainisierung 
des Verwaltungs- und Bildungssystems und der Druck auf die selbstverwaltete Ukrainische Orthodoxe Kirche 
(UOK) des Moskauer Patriarchats nach 2014, sowie andere politische Maßnahmen setzten sich über die realen 
Sprachverhältnisse und kulturellen Prioritäten der Bürger hinweg bzw. zielten auf eine nationalstaatlich als 
notwendig verstandene sprachlich-kulturelle Vereinheitlichung ab. Diese Probleme werden in Ukrainisch 
kontrollierten Gebieten auch nach einem Waffenstillstand ihrer Lösung harren.  

Aus den von Russland annektierten Teilen der Gebiete (Oblaste) Luhansk (Lugansker Volkrepublik – LVR), 
Donezk (Donezker Volkrepublik – DVR), Cherson und Saporishshja (russ. Saporoshje) gibt es wiederum 
Berichte über eine Zurückdrängung der an sich dort auch bisher nicht dominierenden ukrainischen Sprache 
und Kultur. Ukrainisch wird nun schrittweise aus dem Bildungssystem entfernt. In der DVR und LNR wurde 
Russisch schon 2020, noch vor dem formalen Anschluss an Russland 2022, zur alleinigen Staatssprache 
(Amtssprache, zeremoniellen Sprache) erklärt2.  
 

 
1 So weist der französische Sozialwissenschaftler Edgar Morin darauf hin, dass Krieg von "Kriegshysterie", "Spionitis", 
"Kriminalisierung der feindlichen Bevölkerung", "Radikalisierung von Konflikten" und "Überraschungen des 
Unerwarteten" begleitet wird – all dies muss in der Nachkriegsphase überwunden werden. Vgl. Morin, Edgar: Von Krieg 
zu Krieg. Von 1940 bis zur Invasion der Ukraine. Herausgegeben von Werner Wintersteiner und Wilfried Graf. Aus dem 
Französischen von Werner Wintersteiner. Wien / Berlin: Turia + Kant, 2023. Ganz offensichtlich hat der Krieg die 
autoritären Tendenzen in beiden Staaten verstärkt.  
2 РБК, „Парламент ЛНР лишил украинский язык статуса государственного“ [Das Parlament der LVR entzog der 
ukrainischen Sprache den Status als Amtssprache], 3. Juni 2020, online unter: 
https://www.rbc.ru/politics/03/06/2020/5ed76e8f9a79476b3425f442?ysclid=m9wrl3h96v173866719 [Zugriff: April 
2025]. TASS, „Пушилин заявил, что украинский язык не станет вторым официальным языком в ДНР“ [Puschilin 
erklärte, dass die ukrainische Sprache nicht zweite Amtssprache in der DVR werde], 27. Oktober 2023, online unter: 
https://tass.ru/politika/19133925?ysclid=m9wrhvouwh676957910 [Zugriff: 15. April 2025]. 
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Das hätte nach russischem Verfassungsrecht und Tradition nicht sein müssen und wird kontrovers diskutiert: 
vor der Annexion der Krim besaß in 20 anderen russischen Teilrepubliken (von damals 21) zumindest offiziell 
neben Russisch eine andere Sprache den Status einer zweiten Staatssprache (mit der Ausnahme Kareliens, wo 
Finnisch nur als „offizielle“ Sprache, aber nicht als „Staatssprache“ gilt). In der von Russland einverleibten 
Republik Krim gelten Russisch, Ukrainisch und Krimtatarisch als Staatssprachen.3 Auch in den von Russland 
kontrollierten Teilen des Gebietes Cherson besitzt Ukrainisch einen offiziellen Status. 4  Zu dem russisch 
kontrollierten Teil des Gebietes Soporishshja / Saporoshje gibt es Äußerungen einiger hochrangiger 
Staatsbeamter und Parlamentarier, die den alleinigen Status des Russischen als Staatsprache betonen5, und 
anderer, die darauf hinweisen, dass es in den „neuen“ Gebieten zwei Staatssprachen geben könnt.6 De facto 
jedoch findet in den von Russland kontrollierten und annektierten Territorien eine (Re-)Russifizierung statt, 
die über das Maß der Wiederherstellung verletzter russischer Sprachenrechte hinausgeht.  
Ein weiteres Problem ist die staatliche Konfessionspolitik, die moderne Standards der Religionsfreiheit in Frage 
stellt. Das betrifft vor allem die Ukrainische Orthodoxe Kirche, die sich weigert, mit dem Moskauer Patriarchat 
auf eine schismatische Weise zu brechen oder sich der vom Staat geförderten alternativen Orthodoxen Kirche 
der Ukraine anzuschließen und der in der Ukraine ein de facto Verbot droht, sowie ukrainisch orientierte 
evangelikale christliche Gemeinschaften im Donbass.7   

1.2 Behördliche Willkür und politische Verfolgung 

Berichte dokumentieren staatliche Willkür auf beiden Seiten der Frontlinie, darunter Denunziationen, 
Verfolgungen durch Inlandsgeheimdienste (FSB und SBU) sowie Übergriffe bewaffneter Gruppen.8 In von 
ukrainischen Truppen zurückeroberten Gebieten kam es zudem neben der staatlichen Verfolgung zu 
strafrechtlich nicht verfolgten und ignorierten Racheakten gegen tatsächliche oder vermeintliche 
Kollaborateure.9 Dies untergräbt die Rechtsstaatlichkeit und schafft ein Klima der Angst. 
 
 

 
3 Verfassung der Republik Krim [Конституция Республики Крым], angenommen vom Staatsrat der Republik Krim am 
11. April 2014, mit Änderungen, Art. 10, online unter: 
https://constitution.garant.ru/region/cons_krim/chapter/3d3a9e2eb4f30c73ea6671464e2a54b5/?ysclid=m9wsynf3bv1
64544332 [Zugriff: 24. April 2025]. 
4 РБК, „Врио главы Херсонской области Сальдо подписал указ об использовании украинского языка“ [Der 
amtierende Leiter der Region Cherson, Saldo, unterzeichnete ein Dekret zur Verwendung der ukrainischen Sprache], 11. 
Juni 2023, online unter: 
https://www.rbc.ru/politics/11/06/2023/6485cc299a7947302e8739ba?ysclid=m9wrptnoop640308846 [Zugriff: 20. 
April 2025). 
5  „В Запорожье сохранят два государственных языка“ [In Saporoshje werden zwei Staatssprachen beibehalten], 
News.ru, 9. Juni 2022, 15:17, https://news.ru/europe/v-zaporozhe-sohranyat-dva-gosudarstvennyh-yazyka [Zugriff: 28. 
August 2025]. 
6 „В Совфеде заявили, что украинский язык на Запорожье не будет иметь статус государственного“ [Im 
Föderationsrat wurde erklärt, dass die ukrainische Sprache in Saporeshje nicht den Status einer Staatssprache haben 
wird], TASS, 3. Oktober 2022, 09:04, aktualisiert 3. Oktober 2022, 09:41, https://tass.ru/politika/15937079 [Zugriff: 28. 
August 2025]. 
7  "Ukrainian Church Lawyer appeals to Orthodox and Western leaders over UOC persecution", OrthoChristian, London, 
July 28, 2025, https://orthochristian.com/171499.html [Zugriff: 28. August 2025]; Linda Burkle, „Persecution of 
Ukrainian Christians: From Within and Without“, International Christian Concern, 10. März 2025, 
https://www.persecution.org/2025/03/10/persecution-of-ukrainian-christians-from-within-and-without/ [Zugriff: 28. 
Juli 2025].  
8 In der LVR und in der DVR soll sich nach Angaben russischer Internetmedien eine primitive Verwaltungskultur mit 
Korruption und Willkür der lokalen bewaffneten Kräfte etabliert haben. Vgl. z.B. „Беспредел Финансовой полиции 
ЛНР или куда смотрит МГБ?“ [Gesetzlosigkeit der Finanzpolizei der LVR oder: Wo schaut der MGB hin?], Aftershock 
News, o. D., online unter: https://aftershock.news/?q=node/974657&full&ysclid=m9vz63rym2768191655 (letzter 
Zugriff: April 2025);  
9 ARTE, Ukraine: Krieg den Verrätern [Ukraine: Krieg gegen die Verräter], YouTube-Video, o. D., online unter: 
https://www.youtube.com/watch?v=60wj1ihZMss [Zugriff: 24. April 2025). 
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1.3 Verletzung von Eigentums-, Wohn- und Rückkehrrechten 

Auch wenn ein beträchtlicher Teil der Bevölkerung in den russisch kontrollierten und annektierten Territorien 
bereit war, russische Inlandspässe, d.h. die russische Staatsangehörigkeit, anzunehmen, gibt es aber auch 
Berichte über diesbezüglichen Druck der neuen russischen Behörden, die damit drohen, ukrainischen Bürgern, 
die sich weigern russische Pässe anzunehmen, ab einem bestimmten Zeitpunkt nur ein Aufenthaltsrecht für 
Ausländer einzuräumen. 

Laut Presseberichten und Internetberichten wurden leerstehende Eigentumswohnungen und Häuser von 
Flüchtlingen anderen Personen, darunter Zuwanderern aus „alten“ russischen Regionen, zur Verfügung 
gestellt bzw. von solchen eigenmächtig besetzt. 10  Prorussische Blogger vor Ort berichten über die 
widerrechtliche Verteilung von Wohnungen11. Die offizielle Einreise von ukrainischen Staatsbürgern in die 
Russische Föderation, darunter auch der Rückkehrer in die russisch kontrollierten ostukrainischen Territorien, 
darf nur über einen Moskauer Flughafen erfolgen. Dabei soll vielen Rückkehrern, darunter eindeutig 
prorussisch orientierten Personen, nach stundenlangen Befragungen die Einreise in die Russische Föderation 
verweigert worden sein.12 

1.4 Politische Verfolgung und Verurteilung von Agenten und Saboteuren, die unter gewöhnlichen 
Zivilisten angeworben wurden. 

Laut Schätzungen westlicher und russischer oppositioneller Medien ist die Anzahl der politischen Häftlinge in 
Russland vom 30. Oktober 2023 bis zum 30. Oktober 2024 um gut ein Drittel angestiegen: von 696 auf 1198 
Personen.13 Das sind vermutlich unvollständige Angaben. Bezüglich der Anzahl der politischen Häftlinge in der 
Ukraine variieren die Angaben von 160014, über 500015  bis noch mehr. Die russischen und ukrainischen 
Geheimdienste werben über Internet-Messengers Agenten und Saboteure z.T. Schülern und Jugendliche unter 
Ausnutzung ideologischer Präferenzen oder gegen Versprechen von Bezahlung. 16 

 
10 Страна.ua, „Срок — 30 дней: Как на захваченных РФ территориях конфискуют “бесхозное” жилье и можно ли 
его сохранить“ [Frist – 30 Tage: Wie auf von Russland besetzten Gebieten „herrenloser“ Wohnraum konfisziert wird 
und ob man ihn behalten kann], 31. Juli 2024, online unter: https://ctrana.one/news/469106-kak-rf-konfiskuet-kvartiry-
na-zakhvachennykh-territorijakh-ukrainy.html (letzter Zugriff: April 2025); Страна.ua, „“Нужен собственник с 
паспортом РФ”: Появилось видео с опечатанными квартирами в Мариуполе“ [„Eigentümer mit russischem Pass 
erforderlich“: Video zeigt versiegelte Wohnungen in Mariupol], 10. April 2025, online unter: 
https://ctrana.one/news/483160-video-opechatannykh-kvartir-v-mariupole.html [Zugriff: April 2025].  
11 Монтян, Татьяна, „Трамп, Путин и Си принуждают к миру“ [Trump, Putin und Xi zwingen zum Frieden], Video, 
Rutube, o. D., online unter: https://rutube.ru/video/a7bad654a3792fa0443b88bfdbae7836/?t=1870&r=plwd (30-
35min) [Zugriff: 20. April 2025). 
12 Spiridonov, Nikolai, „С начала действия режима фильтрации в Москву не пустили 30 тыс. украинцев“ [Seit 
Einführung des Filterregimes wurden 30.000 Ukrainer nicht nach Moskau gelassen], Moskvich Mag, 29. April 2025, 
online unter: https://moskvichmag.ru/gorod/s-nachala-dejstviya-rezhima-filtratsii-v-moskvu-ne-pustili-30-tys-
ukraintsev/ [Zugriff: 20. April 2025] u.a.  
13 Mediaskat, „За год количество политзаключённых в РФ выросло почти на треть“ [In einem Jahr ist die Zahl der 
politischen Gefangenen in Russland um fast ein Drittel gestiegen], Telegram, 30. Oktober 2024, online unter: 
https://t.me/mediaskat/21039 [Zugriff: 20. April 2025]. 
14 Schlosberg, Lev, Videoauftritt auf YouTube, o. D., online unter: https://www.youtube.com/watch?v=stw0d4N85tA 
[Russischer Oppositionspolitiker Lew Schlossberg über Nachkriegsjustiz und Regierungsführung] [Zugriff: 20. April 
2025]. 
15 Deutscher Bundestag, Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke zur Lage in der Ukraine (BT-Drucksache 18/7829), 2016, 
online unter: https://dserver.bundestag.de/btd/18/078/1807829.pdf [Zugriff: 20. April 2025). 
16 РЕН Новости, „Как украинские спецслужбы вербуют подростков для шпионажа“ [Wie der ukrainische 
Geheimdienst Jugendliche für Spionage anwirbt], 21. April 2024, Rutube, online unter: 
https://rutube.ru/video/3403d106331146b1907eeb8d0d95dd32/ (letzter Zugriff: 20. April 2025); Ведомости, „Вице-
спикер Госдумы заявила о попытках СБУ завербовать детей из 19 регионов“ [Vizepräsidentin der Staatsduma 
berichtet über Rekrutierungsversuche des SBU bei Kindern aus 19 Regionen], 21. April 2024, online unter: 
https://www.vedomosti.ru/politics/news/2024/04/21/1033183-o-popitkah-sbu-zaverbovat (letzter Zugriff: April 2025); 
Current Time TV, „ФСБ вербует несовершеннолетних украинцев для поджогов автомобилей военных. Как это 
происходит?“ [Der FSB rekrutiert minderjährige Ukrainer zur Brandstiftung an Militärfahrzeugen. Wie läuft das ab?], 
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2. Abgeleitete Handlungsprioritäten und Lösungsansätze 

Aus den genannten Herausforderungen ergeben sich u.a. folgende Handlungsprioritäten für die Zeit nach 
einem Waffenstillstand: 

 Schutz vor Behördenwillkür und politischer Verfolgung: Etablierung rechtsstaatlicher Mechanismen, 
Amnestie und Rehabilitierung politischer Häftlinge sowie ein Ende der Diskriminierung aufgrund von 
Staatsbürgerschaftswechseln. 

 Wiederherstellung von Rückkehr-, Wohn- und Eigentumsrechten: Garantie des Rechts auf Rückkehr 
für alle Vertriebenen, unabhängig von ihrer politischen Haltung oder Nationalität, sowie faire 
Lösungen für enteignetes oder zerstörtes Eigentum. 

 Amnestieregelungen: Neben einem vollständigen Gefangenenaustausch sollten Amnestieregelungen 
(im Rahmen des Hausverstandes) für durch Kriegshandlungen provozierte Straftaten, insbesondere 
für minderjährige Rekrutierte, erwogen werden. (Bei älteren Personen könnte auch ein Austausch in 
Betracht gezogen werden.) 

 Sicherung der Minderheitenrechte: Aktiver Schutz autochthoner sprachlicher, ethnischer und 
konfessioneller Bevölkerungsgruppen vor Diskriminierung und Vergeltung. 

 Abbau der Feindbilder in der Propaganda: Ein entscheidender Schritt für jede künftige Versöhnung 
wäre das gezielte Zurückfahren dehumanisierender Propaganda in den Medien beider Länder, die 
gegenseitiges Misstrauen zementiert und Feindbilder aufrechterhält. 

3. Schwerpunkte für den Wiederaufbau 

Kursorisch sei noch folgende Schwerpunkte hingewiesen, die für einen nachhaltigen Wiederaufbau essenziell 
sind: 

1. Wiederaufbau der Infrastruktur: Wiederherstellung von Städten, Verkehrswegen, Schulen und 
Krankenhäusern als Grundlage für Normalität und Wirtschaft. 

2. Wirtschaftliche Erholung: (International finanzierte) Programme, insbesondere für das 
Gesundheitswesen, Bildung sowie Energie- und Transportnetze, und die Förderung von kleinen und 
mittleren Unternehmen. 

3. Ökologische Sanierung: Beseitigung von Minen, chemischer Kontamination und anderen Kriegsfolgen 
für die Umwelt sowie langfristige Renaturierungsmaßnahmen. 

4. Versöhnungsarbeit: Strukturierter Dialog zwischen gespaltenen Gemeinschaften als Voraussetzung 
für einen nachhaltigen Frieden sowohl in der Ukraine als auch in Russland. Ein nachhaltiger Frieden in 
der Ukraine ist ohne Versöhnung in der Ukraine (und in Russland) nicht denkbar. 

4. Schlussfolgerung 

Der Abschluss eines nachhaltigen Waffenstillstands im russisch-ukrainischen Konflikt erfordert die 
Bewältigung vielfältiger Herausforderungen – von Sprachen- und Kulturrechten über politische Verfolgung bis 
zu verletzten Eigentumsrechten. Gezielte Lösungsansätze und ein umfassender Wiederaufbau könnten den 
Weg von einem nachhaltigen Waffenstillstand zu einem dauerhaften Frieden ebnen.  

 
o. D., online unter: https://www.currenttime.tv/a/fsb-verbuet-nesovershennoletnih-ukraintsev-shemy/33152346.html 
[Zugriff: 22. April 2025]. 


